
haltung des Friedens. Es braucht nicht besonders 
betont zu werden, daß diese Regelung nur auf der 
Grundlage der Anerkennung der Souveränität der DDR 
möglich ist, da alle Verbindungswege von und nach 
Westberlin über das Hoheitsgebiet der DDR führen.

Die Unterzeichneten Staats- und Völkerrechtler der 
DDR erachten es für ihre Pflicht, dem Weltkongreß für 
allgemeine Abrüstung und Frieden die vorstehenden 
Darlegungen zu unterbreiten, um erneut mit aller Ein
dringlichkeit darauf hinzuweisen, daß der Abschluß 
efnes deutschen Friedensvertrages und die Lösung der 
Westberlin-Frage im Sinne der Vorschläge der DDR 
und der UdSSR ein Gebot des Völkerrechts sind und 
im ureigensten Interesse aller Völker und ihrer Sicher
heit liegen. Eine Friedensregelung mit Deutschland, 
die unaufschiebbar notwendig und dringlich ist, würde 
die allgemeine und vollständige Abrüstung wesentlich 
erleichtern. Der Abschluß eines Friedensvertrages mit 
beiden deutschen Staaten und die Umwandlung West
berlins in eine entmilitarisierte, neutrale Freie Stadt 
würde einen effektiven Konfliktherd in Europa be
seitigen und die Herstellung friedlicher Verhältnisse 
auch in der Bundesrepublik fördern.
Wenn die Bundesrepublik es ablehnt, einen deutschen 
Friedensvertrag zu unterzeichnen, sie sich also diesem 
ihrem Recht und ihrer Pflicht als ein Nachfolgestaat 
des ehemaligen Deutschen Reiches entzieht, ist die DDR 
verpflichtet und berechtigt, den Friedensvertrag mit 
denjenigen Staaten abzuschließen, die zu seiner Unter
zeichnung bereit sind. Gerade aus der rechtswidrigen 
Weigerung der Bundesrepublik, einen Briedensvertrag 
abzuschließen, erwächst der DDR die besondere Pflicht,

gegebenenfalls auch allein den deutschen Friedensver
trag im Namen des deutschen Volkes zu unterzeichnen 
und eine friedliche Regelung der Westberlin-Frage 
herbeizuführen.
Auch der Abschluß eines Friedensvertrages nur mit der 
DDR würde dazu beitragen, daß die Friedenskräfte in 
ganz Deutschland gestärkt werden* weil dadurch den 
Gegnern der Verständigung und der Abrüstung in der 
Bundesrepublik der Boden für ihre aggressive und 
revanchistische Politik entzogen, die bestehenden Gren
zen völkerrechtlich bekräftigt, Westberlin aus einem 
Störzentrum in eine neutrale, entmilitarisierte Freie 
Stadt umgewandelt und die souveränen Rechts- der 
DDR anerkannt werden.
Die DDR stellt sich mit ihrer Forderung, unverzüglich 
eine Friedensregelung mit beiden deutschen Staaten zu 
treffen und die Westberlin-Frage zu lösen, voll auf den 
Boden des Völkerrechts, wie die vorstehenden Aus
führungen beweisen.
Die DDR verteidigt durch ihre konsequente Friedens
politik die Lebensinteressen aller friedliebenden Völker, 
darunter auch die der NATO-Staaten, gegenüber dem 
aggressiven deutschen Militarismus.
Aus diesem Grunde rufen wir Völker- und Staats
rechtler der Deutschen Demokratischen Republik alle 
friedliebenden Menschen, gleich wo sie wohnen, auf, 
im Interesse ihrer eigenen Sicherheit und im Interesse 
der Erhaltung und Festigung des Weltfriedens den 
Abschluß eines deutschen Friedensvertiages, der die 
allgemeine und vollständige Abrüstung fördert und die 
friedliche Koexistenz aller Staaten sichern hilft, sowie 
die schnelle Lösung der Westberlin-Frage durch Schaf
fung einer entmilitarisierten, neutralen Freien Stadt 
Westberlin tatkräftig zu unterstützen.
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Durch zielstrebige Bekämpfung der Kriminalität
und ihrer begünstigenden Bedingungen
zur straffen Ordnung und Steigerung der Arbeitsproduktivität
im Bauwesen beitragen!

Auf dem 16. Plenum des Zentralkomitees der Sozia
listischen Einheitspartei Deutschlands stellte Bruno 
L e u s c h n e r  fest, „daß die Leistungen der Bauwirt
schaft nach wie vor gegenüber den volkswirtschaft
lichen Erfordernissen Zurückbleiben, ... daß in der 
Bauwirtschaft noch nicht mit aller Konsequenz um die 
Erhöhung der Leistungen, um die Planerfüllung und 
um die Verbesserung der ökonomischen Ergebnisse ge
rungen wird“1. Das trifft auch auf die Berliner Bau
wirtschaft zu. Bisher ist es hier noch nicht in vollem 
Maße gelungen, durch eine zielstrebige sozialistische 
Leitungstätigkeit alle Bauschaffenden in die Lösung der 
Aufgaben einzubeziehen, eine exaktere, stabilere und 
besser ausbilanzierte Planung zu gewährleisten, eine 
gründlich durchdachte Bauvorbereitung und einen rei
bungslosen Bauablauf zu organisieren und durch eine 
systematische Kontrolltätigkeit mit möglichst geringem 
Aufwand, aber unter breitester Einbeziehung der Be
völkerung, den maximalen Nutzeffekt zu sichern.
Ein ernstes Hindernis für den optimalen Aufschwung 
der Bauwirtschaft ist die in diesem Wirtschaftszweig 
noch auftretende Kriminalität. Sie stellt sich teils un
mittelbar, teils mittelbar — je nach ihrer Stoßrichtung 
und ihrem Ausmaß — mehr oder weniger der konse

quenten Durchsetzung des Produktionsaufgebots und 
damit der Steigerung der Arbeitsproduktivität ent
gegen. Dieses Hindernis muß mit allen zu Gebote 
stehenden Mitteln, aber zugleich differenziert aus- 
geräümt werden. Dabei kommt es — wie der Staatsrat 
in seinem Beschluß vom 24. Mai 1962 fordert — darauf 
an, jede Straftat als Erscheinungsform gesellschaftlicher 
Widersprüche zu begreifen, durch die Anwendung eines 
komplexen Arbeitsstils die der Straftat zugrunde liegen
den Widersprüche aufzudecken und unter Einsatz der 
gesellschaftlichen Kräfte deren Überwindung herbeizu
führen. Analytische Untersuchungen haben hierbei 
große Bedeutung, um insbesondere über die den ein
zelnen Straftaten unmittelbar zugrunde liegenden 
Widersprüche bis zu den allgemeinen und typischen 
Widersprüchen vorzudringen.
Die Ursachen und die begünstigenden Bedingungen 
der Rechtsverletzungen aufdecken!
Von diesen Erkenntnissen ausgehend, wertete die Ar
beitsgruppe Bau der Berliner Staatsanwaltschaft Aus
gang vorigen Jahres alle aus dem Bereich des Bau
wesens angefallenen Straf-, Zivil-, Vertragsgerichts
und Aufsichtsverfahren aus. Dabei erwies sich, daß die 
auf die volle Entfaltung ökonomischer Gesetzmäßig
keiten gerichtete sozialistische Gesetzlichkeit in allen
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1 Vgl. ND (Ausg. B) vom 29. Juni 1962, S. 4.


